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POLITIK Radikalenerlass trat vor 50 Jahren in Kraft- Hans-Joachim Müller blickt auf politisch bewegte Zeiten zurück 

VON THOMAS HUSMANN 

OLDENBURG - Das Niedersächsi­
sche Justizministerium setzte 
vor fünf Jahren eine ,.Landes­
beauftragte für die Aufarbei­
tung der Schicksale im Zusam­
menhang mit dem sogenann­
ten Radikalenerlass" ein, 
schon 199S hatte der Europäi­
sche Gerichtshof für Men­
schenrechte {EGMR ) der 01-
denburger Lehrerin Dorothea 
Vogt Recht gegeben, die ent­
lassen worden war, weil sie 
DKP-Mitglied war. Die Entlas­
sung verstoße gegen das 
Recht auf Meinungs- und Ver­
einigungsfreiheit der Europäi­
schen Menschenrechtskon­
vention, urteilte das Gericht. 

28. Januar 1972 

Was war geschehen? Ziem­
lich genau vor so Jahren, am 
28. Januar 1972, einigten sich 
Bund und Ländern auf Drän­
gen des damaligen SPD-Bun­
deskanzlers Willy Brandt auf 
den sogenannten Radikalen­
erlass. Wer im öffentlichen 
Dienst arbeiten wollte, musste 
seine Verfassungstreue unter 
Beweis stellen. Ein Beschluss 
mit weitreichenden Folgen, 
denn wer Mitglied der Deut­
schen Kommunistischen Par­
tei (DKP) war, wurde als Lehre­
rin bzw. Lehrer aus dem Schul­
dienst entfernt beziehungs­
weise nicht zugelassen. 

Der Erlass traf Hans-jaa­
chirn Müller (7S) hart. Er hatte 
seine Lehrerprüfungen mit 
,.sehr gut" bestanden, unter­
richtete an der Hössenschule 
in Westerstede, war im Kolle­
gium der Grundschule, bei 
den Eltern und vor allem bei 
den Kindern sehr beliebt. Das 
schützte ihn aber nicht vor der 

Beim Verwaltungspräsidenten in Oldenburg demonstrierten Eitern und Kinder der Westersteder Hössenschule im Jahr 197 4 
für die Einstellung ihres beliebten Lehrers- ohne Erfolg. BILD: PRIVAT 

.. Entfernung aus dem Schul­
dienst". Sein Vergehen aus 
Sicht der Regierung und des 
Verwaltungspräsidenten: Er 
war nach fünf Jahren in der 
SPD in die DKP eingetreten. 
Anlass für diese Entscheidung 
war die Haltung der Bundesre­
gierung zur Beteiligung der 
USA am Vietnamkrieg. 

Die SPD trage mit ihren 
antikommunistischen Be­
schlüssen zu einer aggressiven 
Außenpolitik bei. Die Kräfte­
verhältnisse müssten zuguns­
ten der Arbeiterschaft ver­
rückt werden, das sei mit der 
DKP möglich, begründete 
Müller seinen Aus- und Ein­
tritt im Mai 1971 . Die Olden-

burger SPD hatte einen Hoff­
nungsträger verloren, der für 
Karriere als Berufspolitiker 
ausgeguckt worden war, was 
Müller allerdings erst später 
erfuhr. 

Streit der Flügel 

In der SPD wurde zwischen 
dem rechten und linken Flügel 
damals heftig gestritten. Die 
Studentenbewegung hatte 
sich formiert, unter den Tala­
ren verflog der Muff von 1000 
Jahren. Eine Gesellschaft im 
Wandel, den Müller mit seiner 
politischen Arbeit maßgeblich 
mitgestaltete. Dafür zahlte er 
mit dem Radikalenerlass und 

dem daraus resultierenden 
Berufsverbot einen hohen 
Preis. Müller war und ist ein 
Pädagoge mit Leib und Seele, 
der vor und nach dem Berufs­
verbot an der Hössenschule in 
Westerstede, in Ofen und bis 
zur Pensionierung im Jahr 
2010 in Friedrichsfehn Kinder 
unterrichtete. 

Spätere Auszeichnung 

Dem Oldenburger Stadtrat 
hatte er von 1976 bis 1991 an­
gehört und ist Träger des Lam­
bertus-Siegels in Gold. Eine 
hohe Anerkennung wurde 
ihm im Oktober 2019 zuteil. 
,.Hans-)oachim Müller, Lehr-

beauftragter am Institut für 
Philosophie der Universität 
Oldenburg und Grundschul­
lehrer im Ruhestand, ist von 
der Fakultät IV Human- und 
Gesellschaftswissenschaften 
mit der Ehrendoktorwürde 
ausgezeichnet worden. Müller 
habe sich, wie kein Zweiter um 
das Philosophieren mit Kin­
dern in Deutschland verdient 
gemacht"', teilte die Universi­
tät damals mit. Dieser pädago­
gischen Aufgabe widmet er 
sich heute noch. Er wohnt mit 
seiner Frau in Bad Zwischen­
ahn, wohin er 1999 mir ihr 
von der Blumenstraße zog, ist 
Vater einer Tochter und dreifa­
cher Großvater. Die Partei-

WAS DAZU NOCH WICHTIG IST 

Eine Chronologie der Ereignisse und Verhandlungen von 1970 bis 1990 
14. Mai 1970: Erste Lehrer­

prüfung an der PH Oldenburg 
mit .. sehr gut" 

1. Juni 1970: Einstellung in 
den Schuldienst des Landes 
Niedersachsen 

14. Juni 1972: Zweite Lehrer­
prüfung, Verkürzung der Pro­
bezeit um 1 Jahr wegen Exa­
mensnote ,.sehr gut 

18. Juni 1972: Die Abtei­
lungskonferenz der PH Olden­
burg lehnt mit 9:3 Stimmen 
den einstimmig gefassten An­
trag des zuständigen Beset­
zungsausschusses ab, Hans­
)oachim Müller zum Wissen­
schaftlichen Assistenten im 
Fach ,.Deutsche Sprache, Lite­
ratur und ihre Didaktik" zu er­
nennen. 

16. Februar 1973: Mittei­
lung des Oldenburger Verwal­
tungspräsidenten über die 
Einleitung eines Untersu­
chungsverfahrens wegen Mit­
gliedschaft und Funktionärs­
tätigkeit in der DKP. 

6. März 1974: Fristlose Ent­
lassung aus dem Schuldienst 

14. März 1974: Erneute 
fristlose Entlassung, da die Be­
hörde vergessen hatte, die Zu­
stimmung des Bezirksperso­
nalrates {BPR) einzuholen. 

Hans-Joachim Müller 
BILD: PRIVAT 

Während der Kreislehrerper­
sonalrat die Zustimmung zur 
Entlassung verweigerte, 
stimmte der BPR zu(mit 3: 2 
Stimmen, darunter mindes­
tens ein GEW-Mitglied). 

3· April 1974: Das Verwal­
tungsgericht Oldenburg bestä­
tigt die Rechtmäßigkeit der 
fristlosen Entlassung 

21. Mai 1974: Das Oberver­
waltungsgericht Lüneburg 
{OVG) lehnt die Beschwerde 
gegen die Entscheidung des 
VG Oldenburg mit der Maßga­
be ab, dass ihm bis zum Ende 
aller Rechtsstreitigkeiten je­
weils so Prozent seiner 
Dienstbezüge zu zahlen sind. 

20. Januar 1976: Das VG 01-
denburg lehnt im Hauptver­
fahren die Klage Müllers 
gegen seine Entlassung ab. 

4· November 1980: Das 
OVG Lüneburg hebt das Urteil 
des VG Oldenburg auf und 
lässt keine Revision zu. 

s. März 1981: Das Land Nie­
dersachsen legt beim Bundes­
verwaltungsgericht Beschwer­
de gegen die Nichtzulassung 
der Revision ein. Außerdem 
leitet die Bezirksregierung We­
ser-Ems ein neuerliches 
Untersuchungsverfahren ein. 

27. April 1981: Regierungs­
präsident Dr. Schwer{CDU) 
enthebt Müller vorläufig des 
Dienstes für den Fall, dass das 
Lüneburger Urteil rechtskräf­
tig wird. 

22. Juli 1981: Das Bundes­
verwaltungsgericht gibt der 
Beschwerde des Landes Nie­
dersachsengegen die Nichtzu­
lassung der Revision gegen 
das Lüneburger Urteil statt. 

28. April1983: Das BVerwG 
hebt nach mündlicher Ver­
handlung das Lüneburger 
Urteil auf und verweist die An­
gelegenheit zur Verhandlung 
an das OVG Lüneburg. Die 
fristlose Entlassung wird nicht 

bestätigt. 
3· Juni 1985: Das OVG Lüne­

burg hebt die Entlassung Mül­
lers als rechtswidrig auf und 
lässt keine Revision zu. 

7· November 1986: Erneu­
te, fristlose Entlassung durch 
die BR Weser- Ems 

4· Dezember 1986: Das VG 
Oldenburg weist die Be­
schwerde Müllers gegen seine 
fristlose Entlassung ab. 

23. Februar 1987: Das OVG 
Lüneburg hebt den Beschluss 
des VG Oldenburg auf und 
stellt die aufschiebende Wir­
kung des Widerspruchs gegen 
die Entlassungsverfügung 
unter folgenden Bedingungen 
wieder her: Müller ist sofort 
als Lehrer wieder einzustellen, 
wenn er innerhalb eines Mo­
nats seine Funktion als Mit­
glied des Bezirksvorstandes 
der DKP und des Sekretariats 
niederlegt. Sein Amt als Rats­
mitglied und Fraktionsvorsit­
zender der DKP dürfe er hin­
gegen weiter ausüben. 

27. März 1987: Die Bezirks­
regierung Weser-Ems leitet ein 
neuerliches Untersuchungs­
verfahren ein, da sie befürch­
tet, erneut im Verfahren vor 
dem OVG zu unterliegen. 

Anfang der 70er: Hans-Joa­
chim MÜller BILD: PRIVAT 

27. April 1987: Vorläufige 
Dienstenthebung und Kür­
zung der Bezüge um so Pro­
zent durch die BR Weser-Ems 

11. November 1987: Ankün­
digung der erneuten, fristlo­
sen Entlassung durch die BR 
Weser-Ems 

11. Januar 1989: Das OVG 
Lüneburg weist die Beschwer­
de gegen die erneute, vorläufi­
ge Dienstenthebung ab. 

13. April 1989: Das VG 01-
denburg weist die Klage Mül­
lers gegen seine Entlassung in 
der Hauptsache ab. 

März 1990: Die BR Weser­
Ems hält an ihrer Entlassungs­
verfügung auch nach Austritt 

Hans-Joachim Müller (75) 
heute: Er wohnt mit seiner 
Ehefrau lnes in einem Haus 
in Bad Zwischenahn. 

BILD: THDMAS HUSMANN 

arbeit hat sich seit 32 Jahren 
mit dem Austritt aus der DKP 
für ihn erledigt, sagt er. 

Traum wurde Albtraum 

Aus dem sozialistischen 
Traum war ein Albtraum ge­
worden. Das Scheitern des 
einst von den Linken ideali­
sierten Gesellschaftssystems 
war eine bittere Erkenntnis. 
Die Diktatur des Proletariats 
hatte sich als das entpuppt, 
was ihr Name schon sagt -
eine Diktatur. Der Übergang 
zur klassenlosen Gesellschaft 
wurde nicht geschafft. Die Agi­
tatoren waren den Verlockun­
gen der Macht erlegen. 

Müllers aus der DKP fest. 
28. Juni 1990: Das OVG Lü­

neburg gibt dem Antrag auf 
vorläufigen Rechtsschutz in 
wesentlichen Punkten statt. 
Müller könnte demnach wie­
der als Lehrer arbeiten. 

3· August 1990: Das VG 01-
denburg beschließt auf An­
trag(nachdem die BR Weser­
Ems keinerlei Anzeichen er­
kennen ließ, die notwendigen 
Konsequenzen aus dem OVG­
Beschluss vom 28.6.1990 zu 
ziehen) die vorläufige Dienst­
enthebung aufzuheben. 

13. September 1990: Die BR 
Weser-Ems hebt ihre Entlas­
sungsverfügung vom 7. No­
vember 1986 auf. 

4· Oktober 1990: Das OVG 
Lüneburg stellt das Verfahren 
ein und erklärt das Urteil des 
VG Oldenburg vom 13. April 
1989 für unwirksam. 

11. Dezember 1990: Verfü­
gung der Bezirksregierung 
,.Sehr geehrter Herr Müller! 
Sie haben Ihre Probezeit been­
det. Zu der damit verbunde­
nen Ernennung sowie zur Ver­
leihung der Eigenschaft eines 
Beamten auf Lebenszeit spre­
che ich Ihnen meinen Glück­
wunsch aus." 


